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4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 417 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die in Monaco am 18. November 1961 Unter- 
zeichnete Zusatz Vereinbarung zu dem am 2. Juni 1934 in 
London revidierten Haager Abkommen vom 6. November 1925 
über die internationale Hinterlegung gewerblicher Muster oder 

Modelle 

— Drucksache IV/367 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reischl 


Das Haager Abkommen über die internationale 
Hinterlegung gewerblidier Muster oder Modelle vom 
6. November 1925 eröffnet den Angehörigen der 
Vertragsstaaten die Möglichkeit, ihre Geschmacks- 
muster durch eine einzige Hinterlegung beim Inter- 
nationalen Büro zum Schutz des gewerblichen Eigen- 
tums in Genf in sämtlichen Vertragsstaaten zu 
schützen. 

Die auch bei der Revision des Abkommens in 
London am 2. Juni 1934 nicht erhöhten Gebühren 
haben sich in den letzten Jahren als zu niedrig 
erwiesen, um die beim Genfer Büro entstehenden 
Verwaltungskosten zu decken. Der hierdurch ent- 
standene Fehlbetrag — ■ in den Jahren 1939 bis 1958 
309 000 Schweizer Franken — vergrößert sich immer 
weiter. 

Die in der Haager Revisionskonferenz am 28. No- 
vember 1960 beschlossene Neufassung des Abkom- 
mens, der der Deutsche Bundestag in seiner 17. Sit- 
zung am 23. Februar 1962 zugestimmt hat, sieht 
zwar in ihrem Artikel 15 in Verbindung mit Artikel 7 
der Ausführungsordnung eine erhebliche Erhöhung 
der Gebühren vor, doch tritt diese Neufassung erst 
in Kraft, wenn mindestens zehn Staaten, unter denen 
sich mindestens vier befinden müssen, die dem 
Abkommen bisher nicht angehört haben, ihre Rati- 
fikations- oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben. 


Mit dem Inkrafttreten dieser Neufassung ist daher 
erst in einigen Jahren zu rechnen. 

Um einem weiteren Ansteigen des beim Genfer 
Büro entstandenen Defizits vorzubeugen, wurde in 
Monaco am 18. November 1961 die vorliegende 
Zusatzvereinbarung zu der derzeit geltenden Lon- 
doner Fassung des Haager Abkommens beschlossen. 
Artikel 1 und 2 sehen eine erhebliche Erhöhung der 
Gebühren vor, Artikel 3 eröffnet ein vereinfachtes 
Verfahren für zukünftige weitere Gebührenerhö- 
hungen. Die Zusatzvereinbarung tritt bereits nach 
Ratifizierung durch zwei Vertragsstaaten in Kraft. 

Nach einer einstimmigen Resolution der Konferenz 
von Monaco soll der bisher beim Genfer Büro ent- 
standene Fehlbetrag von den Vertragsstaaten des 
Haager Abkommens nach dem Verhältnis der Zahl 
der internationalen Hinterlegungen ihrer Staatsan- 
gehörigen getragen werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland gehört zu den vier Staaten, die hier- 
nach den Hauptteil des Defizits zu tragen haben. Sie 
muß also an einem möglichst baldigen Inkrafttreten 
der vorliegenden Zusatzvereinbarung interessiert 
sein, damit dieses Defizit nicht weiter wächst. 

Der Rechtsausschuß hat den Entwurf des Zustim- 
mungsgesetzes zu der Vereinbarung einstimmig ge- 
billigt. 


Bonn, den 16. Mai 1962 


Dr. Reischl 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Drude; Bonner Universitäls-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/367 — mit der 
Maßgabe, daß Artikel 3 Abs. 1 folgende Fassung 
erhält: 

„(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 16. Mai 1962 

Der Rechtsausschuß 
Hoogen Dr. Reischl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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